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Liebe HVNL-Mitglieder, 
 
Mit dem Rundbrief erhalten Sie auch die Einladung zum 
Neujahrsempfang 2011, diesmal im Campus Westend, 
Frankfurt. 

Wir wünschen Ihnen ein besinnliches Weihnachtsfest und 
ein erfolgreiches Neues Jahr 
 
Ihr HVNL-Vorstand und die Geschäftsstelle 

Mitglied im  

 
Bundesverband Beruflicher Naturschutz 

e.V. 
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Sehr geehrte Mitglieder, 
 
unschwer erkennbar hat die HVNL ein neues Ge-
sicht. Zukünftig präsentieren wir uns mit diesem 
neuen, farbenfrohen Logo:  
 
 
 
 
Außerdem haben wir von Vorstandsseite be-
schlossen mit einem Flyer auf die Vorzüge einer 
Mitgliedschaft bei der HVNL hinzuweisen. Die-
ser „Haselmaus“-Flyer konnte sehr günstig er-
stellt werden, weil so viele mitgeholfen haben. 
Ich danke daher: 
Simone Oppl von der PGNU für den Hauptent-
wurf des Logos, Dirk Hübner  für die Feinjustie-
rung bei der endgültigen Form,  

Dagmar Rittner für die Hauptarbeit am Flyer 
und die große Geduld bei der Vielzahl der Ent-
würfe und Abstimmungen, 
Christoph Kress, Stefan Kappes, Elke Grimm, 
Frau Streckies und Rafael Wiesemann für gaa-
aaaaaaaaaaanz viele tolle Fotos ! 
Thomas Zebunke und sowieso der Gesamtvor-
stand für die Texte und Korrekturen. 
Allen Mitgliedern für die finanzielle Unterstüt-
zung dieser Aktion ! 
Die Flyer liegen dem Rundbrief bei und freut sich 
darauf von Ihnen munter verteilt zu werden, da-
mit unsere gut funktionierende Gemeinschaft wei-
ter wächst. 
Mit freundlichen Grüßen 
Anke Bosch 

 
 
Arbeitskreis Untere Naturschutzbehörde 
 
Die Treffen der Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter von unteren Naturschutzbehörden ent-
wickeln sich zu einer festen Größe in Hessen 
 
Am 02.11.2010 fand das Herbsttreffen der unte-
ren Naturschutzbehörden in Bad Hersfeld statt. 
Gastgeber war dieses Mal der Landkreis Hersfeld 
– Rotenburg, Fachdienst ländlicher Raum. 
21 untere Naturschutzbehörden mit fast 40 Mitar-
beiterinnen  und Mitarbeitern waren der Einla-
dung gefolgt.  
Nachdem am Vormittag verschiedene natur-
schutzfachliche Themen diskutiert worden waren, 

fand am Nachmittag eine interessante Exkursion 
in die Fuldaauen statt, wo die Fuldarenaturierun-
gen im Stadtgebiet Bad Hersfeld vorgestellt wur-
den. Im 2. Teil der Excursion  wurde noch ein 
großflächiges Beweidungsprojekt im Natur-
schutzgebiet „Bruchwiesen bei Mengshausen“ 
mit Heckrindern besucht. 
Im Mai 2011 wird das nächste Treffen der unte-
ren Naturschutzbehörden stattfinden. 
Getagt wird aller Voraussicht nach bei der unte-
ren Naturschutzbehörde des Landkreises Darm-
stadt – Dieburg. 
Magnus Rabbe 

 
 
Interessengruppe Naturschutz und Verkehr der HVNL 
 
Im  Jahr 2011 ist mit einer Neufassung des hessi-
schen Artleitfadens zu rechnen. Herr Kalusche 
war bei dem Treffen der IG Naturschutz und Ver-
kehr so freundlich einen Werkstattbericht aus der 
Arbeitsgruppe Artleitfaden zu geben. Außerdem 
wurde im Nachgang eine Beispieltabelle über die 
"kompakte" Vorgehensweise aus Mecklenburg 
Vorpommern und die Verwaltungsvorschrift zur 
Anwendung der nationalen Vorschriften zur Um-
setzung der Richtlinien 92/43/EWG (FFH-RL) 

und 2009/147/EG (V-RL) zum Artenschutz bei 
Planungs- oder Zulassungsverfahren (VV-Arten-
schutz aus Nordrhein-Westfalen (Rd.Erl. d. Mi-
nisteriums für Umwelt und Naturschutz, Land-
wirtschaft und Verbraucherschutz) versendet. In-
teressierte können sich gerne an die Geschäfts-
stelle der HVNL wenden. Die Unterlagen werden 
Ihnen dann ebenfalls zur Verfügung gestellt. 
 
Anke Bosch 

 



HVNL-intern 
 

 - HVNL - Rundbrief 3/10 3 
 

TOP N 
 

Am 1.12.2010 stand das Thema Bodenschutz im 
Zentrum der Veranstaltung. Herr Dr. Helmut Ar-
nold, Referatsleiter des Vorsorgenden Boden-
schutzes im Hess. Min. f. Umwelt, Energie, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz gab einen 
spannenden Einblick in die gesetzliche Welt des 
Bodenschutzes.  
Auch für 2011 sind TOP N-Veranstaltungen ge-
plant. Die nächste am 16.02.2011 wird sich mit 

dem Thema Fließgewässerrenaturierung in der 
Schnittmenge Wasser- und Naturschutzrecht und 
–praxis auseinandersetzen. 
Für April oder Mai 2011 ist noch ein Termin zur 
Steuerung von regenerativen Energien in der 
Landschaft geplant. Wir werden Sie rechtzeitig 
darüber informieren. 
Elke Grimm 

 
HVNL – WERKSTATTGESPRÄCHE  
 
Die HVNL wird auch im nächsten Jahr wieder 
Werkstattgespräche zu verschiedenen Themen 
durchführen. 
Am 26.01.2011 um 17:00 findet wieder in den 
Räumlichkeiten des PVFRM das erste Werkstatt-

gespräch mit dem Thema“ Landschaftsprogramm 
und Landschaftsplan - Zukunft der Landschafts-
planung in Hessen“ statt. 
Die Einladung liegt anbei. 
Christoph Kress 

 
Bitte vormerken!! 
 
HVNL-Mitgliederversammlung am 25.03.2011 in der Fasanerie, Wiesbaden 
 
Die kommende Mitgliederversammlung findet am 
Freitag, den 25.03.2011 ab 17:00 Uhr im Tier- 
und Pflanzenpark, Fasanerie in Wiesbaden statt. 

Ab 16:00 Uhr wird uns die Parkleiterin durch den 
Park führen. 
Die Einladung liegt bei. 
 

Große Exkursion 2010 
 
Zusammen mit dem BBN führt die HVNL eine 
bundesweit eingeladene große Exkursion in den 
Nationalpark Kellerwald mit einer speziellen Füh-
rung und Einführung und Fachvorträgen durch. 
Im Mittelpunkt werden dabei Fragestellungen 
zum internationalen der Wälder und der Buchen-
wälder als nationales Erbe stehen. 

Die Veranstaltung ist vom 29. April bis zum 1. 
Mai geplant und beinhaltet die Fachvorträge und 
2 Exkursionen. Anreise ist am Freitag gegen A-
bend, Rückreise ist am Sonntagnachmittag. 
 
Interessierte melden sich bitte bei der HVNL Ge-
schäftsstelle.  
Die Konditionen erfolgen ab Mitte März. 

Beilagen zum Rundbrief 
 
Natur.Umwelt.Technik 
„Eneuerbare Energien und die Sicherung der 
Landschaftsqualität“ – Symposium am Freitag, 
11.02.2011; Tagungsort: Hochschule RheinMain, 
Wiesbaden. 
 

Einladung zur Mitgliederversammlung am 
25.03.2011 in der Fasanerie, Wiesbaden. 
 

Einladung zum Neujahrsempfang 2011 am 
21.01.2011 in Frankfurt/Main. 
 
Einladung zum Werkstattgespräch am 
26.01.2011 in Frankfurt. 
 
Einladung zum TOP N am 16.02.2011 in Frank-
furt. 
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HVNL-AKTIV  
 
Stellungnahme der HVNL zum Entwurfes eines Gesetzes zur Neuregelegung des  
Naturschutzes und der Landschaftspflege (Drucksache 18/2749) 
 
Dem Gesetz wird vom Grundsatz und seinem Te-
nor und seinem Regelungsumfang zugestimmt. 
Die HVNL begrüßt ausdrücklich, dass die Lan-
desregierung ein echtes Ausführungsgesetz zum 
BNatSchG konzipiert und so zur Harmonisierung 
des Naturschutzrechts in Deutschland beiträgt. 
Daher widerspricht die HVNL auch vehement, 
wenn Abweichungsvorschläge zur Entscheidung 
vorgetragen werden, die aufgrund landespezifi-
scher Aufgaben nicht geboten erscheinen.  
 
Die HVNL konzentriert sich hier auf wesentliche 
Aspekte, die aus Sicht der HVNL nachbesse-
rungsnotwendig sind.  
 
Es handelt sich dazu um die folgenden Punkte: 

1. Vertragsnaturschutz - § 3 Abs. 1: 
Der Vorrangbestimmung im § 3 Abs. 1 kann nicht 
zugestimmt werden. Eine Abweichung vom Bun-
desrecht ist an dieser Stelle in keiner Weise gebo-
ten und landesspezifisch begründbar. Die bundes-
rechtliche Maßgabe einer vorrangigen Prüfung 
zur vertraglichen Ausgestaltung der Aufgabe ist 
hier völlig ausreichend und gibt den Behörden die 
notwendigen Maßgaben und Ermessenspielräu-
me. Die vorgesehene Abweichung würde den 
Aufwand der Behörde deutlich erhöhen, weil so 
auch Bereiche für die behördliche Entscheidungs-
findung zugezogen werden, die sich regelmäßig 
nicht für eine vertragliche Ausgestaltung anbieten 
oder wo eine ordnungsrechtliche Entscheidung 
mit Verwaltungsakt grundlegend erforderlich 
wird. § 3 Abs. 1 soll dementsprechend entfallen. 

 
2. Unterlagen - § 3 Abs. 2: 
In § 3 Abs. 2 muss ergänzt (vor: nicht innerhalb 
einer Frist) eingefügt werden: …nach Vorlage 
vollständiger Antragsunterlagen nicht innerhalb… 
. Diese Ergänzung ist zur Rechtsklarheit geboten. 
Zu ergänzen wäre zusätzlich aus gleichem Grund: 
Vorrangige sonstige naturschutzrechtliche Be-
stimmungen, insbesondere zum Artenschutz und 
zum Umweltschadensrecht bleiben unberührt. 

 
3. NATUREG - § 4: 

In § 4 Abs. 1 sind zur Klarstellung (s. § 13 (2)) al-
le Kategorien des § 20 Abs. 2 BNatSchG aufzu-
führen oder auf § 20 Abs. 2 zu verweisen; dabei 
sind auch die gesetzlich geschützten Biotope auf-
zuführen sowie rechtlich bindende Kompensati-
onsmaßnahmen aus der Eingriffsregelung oder 
aufgrund artenschutzrechtlicher Bestimmung 
(CEF). 
 
4. Bewirtschaftungspläne - § 5: 
Die Regelungen des § 5 werden grundsätzlich be-
grüßt. Aufgrund der gewachsenen Praxis in die-
sem Aufgabenbereich erscheint eine konzentrie-
rende und harmonisierende Vollzugsregelung zu 
Absatz 1 in Ziffer 1b geboten und in Absatz 2 
auch der ONB generell zuzuweisen, die die Bear-
beitung der Bewirtschaftungspläne der unteren 
Forstbehörde oder dem Landrat/Landrätin im Be-
reich Landschaftspflege zuweisen kann oder auch 
einer UNB, soweit diese der Aufgabenwahrneh-
mung zustimmt oder diese begehrt. Das Verfah-
ren nach Abs. 3 obliegt dann der ONB. 

5. Landschaftsplanung – zu § 6 Abs. 1:  
Die HVNL sieht kein Erfordernis im Bereich der 
Landschaftsplanung von den Bestimmungen des 
BNatSchG abzuweichen. Die HVNL fordert die 
Wiedereinführung der Landschaftsrahmenpläne in 
Ersatz des Landschaftsprogramms in Verantwor-
tung der oberen Naturschutzbehörden mit der In-
tegrationspflicht in die Regionalpläne und den 
LEP.  
Wenn hingegen am Landschaftsprogramm fest-
gehalten werden soll, so kann dieses auch in An-
haltung der Qualität der Landschaftsrahmenpla-
nung ohne Abweichungserfordernis aufgestellt 
werden. Dies kann auch als Bestandteil des LEP 
erfolgen. Das Landschaftsprogramm wäre dann 
mit Text und Karte als Anlage dem Verfahren 
zum LEP zuzuführen. Voraussetzung wären ne-
ben den vollständigen Inhalten des § 9 Abs. 3 
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BNatSchG die Verwertbarkeit für die Raumord-
nungspläne insbesondere durch die gleiche Maß-
stäblichkeit bei geleichzeitiger Verwertbarkeit für 
den LEP. Es wäre insofern ein beachtlicher, kos-
tensparender Synergieeffekt. Die ONB müssen in 
die Erarbeitung einbezogen sein. 
Ein Abweichungserfordernis ergibt sich insofern 
nicht.  
In Absatz 1 sind insofern nur die landesrechtli-
chen Verfahrensbestimmungen erforderlich. 
 
6. Landschaftsplanung – zu § 6 Abs. 2:  
Den Kommunen soll eine Möglichkeit zusätzlich 
eröffnet werden, bestimmte Inhalte der Land-
schaftspläne interkommunal oder in regionaler 
Kooperation zu bearbeiten und abzustimmen; dies 
gilt insbesondere für den Biotopverbund und die 
Schutzgebietskonzeptionen, Konzepte der frei-
raumgebundenen Erholung und für die Kompen-
sationsplanung nach § 9 Abs. 3 Ziffer 4 
BNatSchG.  
Die Verfahrensvorschriften bleiben dazu unbe-
rührt. Für NATURA 2000 Gebiete ergibt sich ei-
ne grundlegende Benehmensherstellung mit der 
ONB auch unter 5 ha zur Wahrung der Erforder-
nisse in den N 2000 Gebieten. Der Schwellenwert 
ist zu streichen. 
 
7. Eingriffsregelung - § 7 Abs. 1:  
Die Bestimmung ist entbehrlich und löst diverse 
Missverständnisse aus. Das BNatSchG stellt neu 
Ausgleich und Ersatz gleich. In relevanten weite-
ren naturschutzrechtlichen Bestimmungen wird 
im Übrigen zwischen Ausgleich und Ersatz unter-
schieden, wie beim gesetzlichen Biotopschutz 
und in der Anwendung des Artenschutzrechts. 
Satz 2 ist klarstellend und nicht zu beanstanden. 
 
8. Eingriffsregelung - § 7 Abs. 2:  
In der Abweichungsvorschrift des § 7 Abs. 2 Satz 
1 muss die Vorschrift über die Landkreisebene 
entfallen, weil hier regelmäßig kein funktionaler 
Bezug zum betroffenen Naturraum des Eingriffs 
herstellbar ist. Ausnahmen können gegenüber der 
Naturschutzbehörde immer begründet werden. 
Zum FNP ergeben sich keine Beanstandungen. 
 
In § 7 Abs. 2 muss die Ziffer 2 entfallen. Eine 
Abweichung ist hier rechtlich weder angezeigt 
noch möglich. Die Passage in Ziffer 2 erstreckt 

sich nicht auf den Regelungsgehalt des § 15 Abs. 
2 Satz 3 BNatSchG und ist insofern nicht zuläs-
sig. Die Vorschrift in Ziffer 2 ist auch ansonsten 
nicht erforderlich, weil sie in die Prüfpflicht der 
Naturschutzbehörde fallen muss und keinen Au-
tomatismus nach sich ziehen kann und grundsätz-
lich mit den Bestimmungen des BNatSchG auch 
in anderem Zusammenhang nicht zulässig er-
scheint. Der Ökoagentur werden ansonsten Rech-
te eingeräumt, die gebundene Entscheidungen der 
Behörde auslösen und eine Prüfpflicht nach §§ 15 
und 16 BNatSchG in unzulässiger Weise umge-
hen. 
 
9. Eingriffsregelung - § 7 Abs. 4:  Die Regelung 
und damit der Abweichungstatbestand erscheint 
nicht notwendig, da die Bestimmung baupla-
nungsrechtlich abschließend ohnehin geregelt 
sind. Die Passage sollte zur Rechtsvereinfachung  
entfallen. 
 
10. Ökokonto - § 10 Abs. 6: 
Zu ergänzen ist die Maßgabe, dass zum Ökokon-
tohandel (auf Basis des BNatSchG) eine Vollkos-
tenrechnung maßgeblich wird.  
 
11. Ökoagentur - § 11:  
Die Bestimmungen zur Ökoagentur werden be-
grüßt. Klargestellt werden soll aus Sicht der 
HVNL, dass unter gleicher Zweckbestimmung 
auch regionale Agenturen anerkannt werden kön-
nen. Mit der Neubestimmung erwachsen Chan-
cen, die Umsetzung dieser Maßnahmen und die 
Effizienz der Administration deutlich zu erhöhen 
und eine bessere örtliche Akzeptanz und Kom-
munikation sicherzustellen. In diesem Fall wäre 
Absatz 2 entbehrlich.  
Soll es hingegen bei der formellen Unterschei-
dung von Ökoagentur auf Landesebene und Flä-
chenpools auf regionaler Ebene bleiben, dann wä-
re die Zweckbestimmung umfassend und über die 
Zusammenarbeit mit der Land- und Forstwirt-
schaft hinausgehend zu bestimmen und dies ggf. 
durch eine Insbesondereregelung zu ersetzen. Ei-
ne Regionalisierung von Ökoagentur und /oder 
Flächenpool wird in jedem Fall gefordert.  
Hinweis: Es muss statt § 33 jetzt § 34 heißen. 
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12. Biosphärenreservat - § 12:  
In § 12 Abs. 6 Satz 2 stellt die Bestimmung kei-
nen Abweichungstatbestand dar. Dies wäre rich-
tig zu stellen. 
 
13. Gesetzlicher Biotopschutz - § 13:  
Die landesspezifische zulässige Ergänzung des 
Bundeskatalogs um die Streuobstbestände und die 
Alleen ausgehend des HENatG a.F. wird aus-
drücklich begrüßt. Es erscheint sinnvoll durch 
Verwaltungsvorschrift eine Definition für diese 
beiden Typen seitens der obersten Naturschutzbe-
hörde vorzunehmen. 
 
14. NATURA 2000 - § 14: 
Die Bestimmungen der Absätze 1 und 2 sind 
sachgerecht. Weitere landesrechtlich abweichen-
de Vorschriften führen zur Bürokratisierung und 
Rechtsunklarheit. 
 
Die Bestimmungen des Absatzes 3 sind in der 
vorliegenden Form entbehrlich, weil das Bundes-
recht gleichlautende Bestimmungen und Optionen 
in § 32 Abs. 4 enthält. Eine unspezifische Ver-
weisung auf § 32 Abs. 2 bis 4 BNatSchG zur 
Abweichung ist unzulässig. Die Abweichung ist 
nicht begründbar und trägt zur Rechtsunklarheit 
im Vollzug bei; dies ist in Anbetracht der kompli-
zierten Rechtsmaterie im Bereich NATURA 2000 
und der gemeinschaftsrechtlichen Vorschriften 
kontraproduktiv. 
 
Abs. 4: Die Bestimmungen dieses Absatzes sind 
entbehrlich. Die Vorschriften des BNatSchG re-
geln dies ausreichend. Die hierzu relevanten Ver-
fahren sind abgeschlossen. Daher bedarf es der 
Vorschrift nicht mehr. Die gemeinschaftsrechtli-
chen Bestimmungen sollen zur Rechtsklarheit ab-
schließend im Bundesrecht geregelt bleiben. We-
sentlich ist, dass die Verfahren zur Aufhebung ei-
nes Gebietes gleiche Vorschriften und Bedingun-
gen wie zur Etablierung der Gebiete aufweisen. 
 
15. NATURA 2000 Managementplanung  
          § 15:  
Satz 1 soll zur verbindlichen Rechtsklarheit lau-
ten: Für NATURA 2000 Gebiete werden Bewirt-
schaftungspläne (Pflege- und Entwicklungspläne 
oder Managementpläne) aufgestellt.  

In Absatz 3 ist zur Rechtsklarheit für die ONB die 
Option der Eingriffsnahme nach dem Verwal-
tungsverfahrensrecht zu ergänzen: - 
…Maßnahmen, insbesondere durch Verwaltungs-
akt oder Allgemeinverfügung, um … 
 
16. Geschützte Bezeichnungen - § 19:  
In § 19 Abs. 1 sollten die Begriffe Biosphärenge-
biet und Biosphärenregion nach §§ 20 und 25 
BNatSchG ergänzt werden. 
 
17. Duldungspflichten - § 20: 
In § 20 Abs. 3 muss es in Anhaltung der gewach-
senen Praxis und der den NP zugewiesenen Auf-
gaben ergänzend heißen: Dies gilt entsprechend 
auf Veranlassungen der Naturparke in ihrem Zu-
ständigkeitsgebiet, auch wenn die entsprechend 
Wege noch nicht in Landschaftsplänen dargestellt 
sind. 
 
18. Naturschutzbeiräte - § 22: 
Die HVNL spricht sich mit Nachdruck für die E-
tablierung von Beiräten auch bei den oberen Na-
turschutzbehörden aus, da hier sehr bedeutende 
Verfahren stattfinden (z.B. Planfeststellungsver-
fahren) und die ONB Entscheidungen z.B. über 
großflächige Schutzgegenstände mit besonderer 
Relevanz trifft. In § 22 Abs. 1 sollen daher auch 
die oberen Naturschutzbehörden aufgeführt wer-
den. 
 
In § 22 Abs. 2 ist der Begriff der Überörtlichkeit 
zu streichen, da dies nicht dem Aufgabenspekt-
rum der unteren Behörden entspricht, die vielfach 
rein örtlich zu entscheiden haben. Auch rein örtli-
che Entscheidungen können für eine Beiratsbetei-
ligung von erheblicher Bedeutsamkeit sein. 
 
19. Mitwirkung - § 23 Abs. 1:  
Die Vorschrift ist grundsätzlich zu streichen. Sie 
widerspricht § 63 BNatSchG und unterliegt dem 
Verfahrensrecht. Danach ist hier eine Abwei-
chung nicht zulässig. Die Bestimmung ist in der 
Sache auch zu unpräzise und löst die Einlegung 
von Rechtsmitteln im Falle eines Unterlassens 
aus. Dies kann im Übrigen im Ergebnis bei einem 
Unterlassen zu erheblichen Verfahrensverzöge-
rungen führen. 
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20. Betreuung - § 25: 
Die Vorschrift sollte auch auf die Naturparke 
ausgedehnt werden. 
 
21. Verhalten in der Flur - § 27:  
Es wird vorgeschlagen, die Betätigung für die in-
dividuelle Ausübung von natur- und landschafts-
verträglichen Sportarten der Betretung gleichzu-
stellen; maßgeblich ist dabei, daß keine Störungen 
oder beeinträchtigenden Wirkungen auf die wild-
lebenden Tier- und Pflanzenarten sowie den Bo-
den einhergehen.  
Der Landessportbund soll beteiligt werden, wenn 
Regelungen über die Ausübung von sportlichen 
Aktivitäten getroffen werden oder es Einschrän-
kungen dazu geben soll.  
Die Vorschriften auf Basis des kommunalen Sat-
zungsrechts erscheinen nicht mehr adäquat und 
lösen Administrationsaufgaben bei den Kommu-
nen aus. Für den Bürger werden diese im Ergeb-
nis nicht harmonisierten und differenten Vor-
schriften nicht zu einem konsensualen Verhalten 
führen. Es wird nicht einsichtig, warum hier eine 
kommunale Differenzierung zweckmäßig wäre.  
Die Aufstellung von Entmischungsplänen mit 
Maßgaben für das Wegerecht soll wie gehabt den 
Gemeinden weiter zukommen.  
Ansonsten sollte das für Naturschutz zuständige 
Ministerium die Ermächtigungsgrundlage erhal-
ten, durch Rechtsverordnung in Anhaltung von § 
59 BNatSchG die notwendigen Regelungen zum 
Betreten der Flur und des Waldes zu treffen. Für 
die Verordnung ist der Landessportbund, die 
kommunalen Spitzenverbände, Naturschutzverei-
nigungen, Verbände der Landnutzung und die 
Grundbesitzerverbände zu beteiligen. 
 
 
 
 

 
22. Verordnungsermächtigungen - § 34: 
Zur Klarstellung: In Ziffer 2 h und 3 dürfen nur 
Verfahrensvorschriften für die jeweilige Aufga-
benerfüllung geregelt werden. 
 
Der letzte Satz zur Abweichungsoption erscheint 
hoch problematisch. Eine Abweichung vom Bun-
desrecht und dementsprechender rechtlicher 
Maßgaben auch untergesetzlicher Art, die zudem 
auf einer Beteiligung des Bundesrates basieren, 
erscheint durch Landesverordnung nicht möglich 
und würde eine gesetzliche Bestimmung für die 
jeweilige Einzelregelung erfordern. Pauschale 
Abweichungsoptionen sind rechtlich nicht ableit-
bar. Insofern soll der Satz ersatzlos entfallen. 

 
23. Artikel 3: 
Die abweichenden Regelungen zu Ziffer 1 dürfen 
nur für den eigenen Geschäftsbereich und neben 
dem Einvernehmen des Innenressorts auch im 
Einvernehmen mit dem Naturschutzressort erfol-
gen - dies erscheint selbstverständlich.  
 
In Ziffer 2 zu § 1a ist dazu das Einvernehmen mit 
dem Naturschutzressort herzustellen, um die ar-
tenschutzrechtlichen Bestimmungen zu wahren. 
 
24. Artikel 4 – Ziffer 1a):  
Die Anlage 1 fehlt und bedarf der Nachvollzie-
hung. 
 
25. Artikel 5: 
In der Ziffer 1 soll eine Beteiligung über die Na-
turschutzvereinigungen hinausgehend nur erfol-
gen, sofern in Bezug auf den Nationalpark direkte 
Interessen berührt sind und insofern wahrgenom-
men werden sollen; warum eine Beteiligung des 
LSB ansonsten nicht erfolgt, bleibt nicht ver-
ständlich. 
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Stellungnahme der HVNL zum Hessischen Wassergesetz (Drucks. 18/2860) 
 
Seitens der HVNL nehmen wir zum vorliegenden 
Gesetzentwurf der Landesregierung für ein Hessi-
schen Wassergesetz (Drucks. 18/2860) wie folgt 
Stellung: 
 

1. Dem vorliegenden Entwurf wird vom 
Grundsatz zugestimmt und die vorgesehe-
nen Regelungen begrüßt. Bei allen we-
sentlichen wasserrechtlich begründeten 
Vorhaben sollen die anerkannten Natur-
schutzvereinigungen beteiligt werden; dies 
z.B. im Rahmen des § 13 HWG. 

 
2. Im Rahmen der Gemeingebrauchsbestim-

mung nach § 19 Ziffer 2 dürfen sich 
zugleich keine erheblichen nachteiligen 
Wirkungen auf die gewässergebundenen 
Organismen und Artenvorkommen erge-
ben können, die Gewässergüte darf hin-

sichtlich der anzustrebenden Qualität nicht 
geschmälert werden. 

 
3. Hinsichtlich des Gewässerrandstreifens 

wird die generelle Vorgabe von 10m mit 
den ergänzenden Bestimmungen begrüßt. 
Im planungsrechtlichen Innenbereich sol-
len mindestens 5m fixiert werden oder sei-
tens der Wasserbehörde ausgehend der 
Bestandssituation auch entsprechende 
Randstreifen ausgewiesen werden. Bei 
vorhandenen unbebauten Grünflächen sol-
len auch im Innenbereich möglichst 10m 
festgesetzt werden. 

 
4. Die Schwelle für Entnahmen nach § 28 soll-

te bereits bei 2 Mio. ansetzen. 
 

 
 
 

Literatur 
 
Schumacher / Fischer-Hüftle: Bundesnatur-
schutzgesetz, Kommentar, 2. Auflage, 2010, 
129,00 Euro, 1082 Seiten, ISBN 978-3-17-
021257-2, Kohlhammer Verlag, Stuttgart 
Die 2. Auflage des zu einem Standardkommentar 
gewordenen Werkes enthält eine vollständige Ü-
berarbeitung, die durch die neue Gesetzeslage er-
forderlich geworden ist. Mit dem BNatSchG 2009 
ist das Naturschutzrecht erstmals Gegenstand der 
konkurrierenden Gesetzgebung des Bundes. Auf-
grund der neuen Kompetenzverteilung durch die 
Föderalismusreform gilt das Bundesrecht nun-
mehr unmittelbar, seine Bedeutung für die 
Rechtsanwendung ist dadurch gestiegen. Der 
Kommentar erläutert das neue Recht umfassend 
und praxisbezogen. Die Möglichkeiten und Gren-

zen des Abweichungsrechts der Länder werden 
erörtert einschließlich einiger inzwischen in Kraft 
getretener Landesvorschriften. Die maßgebliche 
Rechtsprechung ist eingearbeitet. Die Tragweite 
des Europarechts und die Entscheidungen des 
EuGH werden eingehend dargestellt. Das gilt 
nicht zuletzt für das Artenschutzrecht, das in be-
währter Weise von Dr. Kratsch erläutert wird. Für 
die Kommentierung des Meeresnaturschutzes ist 
mit Prof. Dr. Czybulka ein anerkannter Experte 
zum Autorenteam gestoßen. Der interdisziplinäre 
Ansatz des Werks wird beibehalten, indem Anke 
Schumacher wiederum die fachlichen Aspekte der 
Rechtsvorschriften behandelt. 
 
Prof. Klaus Werk 
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 Hessen-Infos  
 

Die Staatliche Vogelschutzwarte für Hessen, Rheinland-Pfalz und Saarland - Kleines 
Team mit großer Wirkung 
 
Drei Biologen und ein Agrarwissenschaftler bil-
den das wissenschaftliche Kernteam der Vogel-
schutzwarte. Sie sind für die Länder Hessen, 
Rheinland-Pfalz und Saarland sowie die Stadt 
Frankfurt zuständig. Dazu kommen speziell für 
Hessen zwei Forstwissenschaftler mit Spezialauf-
gaben. Weiter zum Team gehören zwei Damen in 
der Verwaltung und ein Techniker. 
 
Für viele Menschen, die die Vogelschutzwarte 
kennen, ist es immer wieder ein Rätsel, wie dieses 
kleine Team für drei Bundesländer und die Stadt 
Frankfurt so viel leisten kann. Das Geheimnis ist 
einerseits das enorme Engagement, das alle Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter mitbringen, ande-
rerseits aber auch die Synergieeffekte, die der Zu-
ständigkeit für vier Träger zu verdanken sind. 
Konzepte, die für Hessen gemacht wurden, kön-
nen modifiziert auch für Rheinland-Pfalz und das 
Saarland übernommen werden, Erfahrungen, die 
im Saarland gesammelt wurden, sind auch für 
Hessen und Rheinland-Pfalz äußerst hilfreich und 
Gutachten, die für Rheinland-Pfalz erstellt wur-
den, haben meist auch in Hessen und im Saarland 
Gültigkeit.  Nebenbei: Wenn die Vogelschutzwar-
te auf nationalen Sitzungen alle drei Bundeländer 
vertritt, können selbstverständlich auch Reisekos-
ten eingespart werden! 
 
Was sind eigentlich die Aufgaben der Vogel-
schutzwarte?  In der Geschäftsordnung findet 
man folgende trockene Formulierung:  „Die Vo-
gelschutzwarte berät die Länder Hessen, Rhein-
land-Pfalz und Saarland und die Stadt Frankfurt 
in ornithologischen Fachfragen, betreut anwen-
dungsorientierte Untersuchungen zur Ökologie 
und Biologie der Vögel, beobachtet und bewertet 
die Bestandssituation wildlebender Vogelarten im 
Geschäftsbereich, entwickelt, betreut und koordi-
niert Erfassungs- und Schutzprogramme für im 
Geschäftsbereich gefährdete Vogelarten, bildet 
fort, insbesondere das Ehrenamt und die Fach-
verwaltungen, betreibt selbständig Öffentlich-
keitsarbeit in allgemeinen Fragen des Vogel-

schutzes und erfüllt die ihr gestellten Aufgaben 
nach Möglichkeit so, dass die Ergebnisse von al-
len Trägern genutzt werden können“. 
 
Was sich in der Aufzählung so einfach anhört, ist 
in der Realität vielfältig und komplex. Beraten 
werden nicht nur Behörden auf allen Ebenen, 
sondern auch Verbände, Grundstücksbesitzer und 
insbesondere die breite Bevölkerung. Die Vogel-
schutzwarte kümmert sich um Vogelpflegestatio-
nen genauso wie um die wissenschaftliche Vo-
gelberingung. Sie koordiniert in Hessen das Vo-
gelmonitoring zur Vogelgrippen-Prophylaxe, be-
treut die Landesdatenbank Vögel und vertritt das 
Land bei der „Verwaltungsvereinbarung Vogel-
monitoring“. Bei Kooperationen im Rahmen der 
Umweltallianz Hessen (z.B. Zusammenarbeit mit 
Steinbruchbesitzern für Uhu und Wanderfalke) ist 
die Vogelschutzwarte wichtiger Partner, und bei 
der Entschärfung vogelgefährlicher Freileitungen 
ist die Vogelschutzwarte Partner der Politik und 
der Energieunternehmen. So hatte  ihr Leiter den 
Vorsitz der Projektgruppe „Maßnahmen zum Vo-
gelschutz an Mittelspannungsleitungen“ inne, die 
auf Grundlage von §41 BNatSchG eine VDE-
Anwendungsregel mit Anforderungen und Maß-
nahmen für die Nachrüstung und den Neubau von 
Leitungen erarbeitet hat.  Die besonderen Erfah-
rungen der VSW bezüglich Risiken von Freilei-
tungen für Vögel (Stromtod/Kollision mit Lei-
tungsseilen) flossen auch in den Plan N ein, der 
von der Deutschen Umwelthilfe erarbeitet und als 
Handlungsempfehlungen an die Politik der Bun-
desregierung Ende November 2010 überreicht 
wurde. 
 
Großen Raum nehmen in der VSW alle Tätigkei-
ten ein, die sich mit der Umsetzung der EU-
Vogelschutzrichtlinie beschäftigen. So war die 
Vogelschutzwarte an der Ausweisung der Vogel-
schutzgebiete beteiligt, hat die konzeptionellen 
Grundlagen für die Grunddatenerhebung gelegt 
und hat inzwischen eine Konzeption für das wei-
terführende Monitoring innerhalb und außerhalb 
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der Schutzgebiete vorgelegt. Weitere Punkte, die 
nur anzureissen sind, sind „Rote Liste“, „Arten-
hilfskonzepte“, „Nachhaltigkeitsindex“, „Ermitt-
lung der Erhaltungszustände“, „Verantwortung“ 
usw. Bei diesen Themen sind  die Naturschutz-
verbände wichtige Partner der VSW. 
 
Im Zuge des Klimawandels und der damit ver-
bundenen Diskussionen um erneuerbare Energien 
befasst sich die Vogelschutzwarte nicht nur mit 
Konzepten zu Windkraft, Photovoltaik, Nach-
wachsenden Rohstoffen und neuen Stromtrassen, 
sondern wird zunehmend auch in Standortent-
scheidungen mit eingebunden. Dies ist aber nicht 
in jedem Einzelfall leistbar. Die Vogelschutzwar-
te hat jedoch kompetente Unterstützer vor Ort: 
Das Netz der im Hessischen Naturschutzgesetz 
verankerten „Beauftragten für Vogelschutz“. 
1.200 ehrenamtliche Gebietskenner auf Kreis- 
und Kommunalebene liefern Informationen an die 

Vogelschutzwarte und treffen auch schon mal ei-
gene Entscheidungen im Sinne des Natur- und 
Vogelschutzes. Dieses hessische Erfolgsmodell 
konnte im letzten Jahr auch auf Rheinland-Pfalz 
übertragen werden. Künftig sollen in Hessen wei-
tere Beauftragte mit räumlicher Zuständigkeit für 
die Vogelschutzgebiete etabliert werden.  
 
Ein breiter Part nimmt die Öffentlichkeitsarbeit 
der VSW ein, die von Vorträgen, Exkursionen 
und  Veranstaltungsreihen mit Partnern (Frankfur-
ter Vogeltag, BioFrankfurt, bundesweite Fachta-
gungen zum Jahresvogel, außerschulicher Lernort 
etc.) bis hin zu einer hohen Medienpräsenz – ge-
treu dem Motto „Staatliche Vogelschutzwarte in 
Frankfurt – für Vögel und Menschen“ – reicht. 
 
Dr. Klaus Richarz 
 

 
 

Redaktion Naturschutz in Hessen - neue Schriften und Zukunftsplanungen 
 
Im Dezember 2010 erscheint der Band 13 des 
Jahrbuches Naturschutz in Hessen (JNH). Die 
Nordhessische Gesellschaft für Naturkunde und 
Naturwissenschaften (NGNN) setzt damit ihre 
174-jährige Tradition der Förderung der wissen-
schaftlichen Forschung und Dokumentation fort. 
Wichtigster Partner für die Erstellung und Ver-
marktung der Schriften ist der Verlag cognitio 
Kommunikation und Planung. Die Schwerpunkte 
des neuen Bandes bilden aktuelle Ergebnisse zu 
Natura 2000 mit Lebensraumtypen und Erfassung 
ausgewählter Arten sowie Erfahrungen von aus-
gewählten Umweltbildungseinrichtungen in Hes-
sen. 44 Autoren der Beiträge haben langjährige 
Arbeitsergebnisse von zahlreichen Institutionen in 
anschaulichen Bildern, Karten und Tabellen aus 
allen Landesteilen vorgestellt. Das Umweltminis-
terium und Hessenforst mit dem Sevicezentrum 
für Forsteinrichtung und Naturschutz haben in 
zwei Beiträgen erstmalig einen Überblick über 
den Erhaltungszustand von allen Lebensraumty-
pen und zu schützenden Arten nach der FFH-
Richtlinie gegeben. Neben der Situation in Hes-
sen zeigt die Tabelle eine Gegenüberstellungen in 
Deutschland und in der EU im Bereich der konti-
nentalen Region. Hierdurch werden die Verant-

wortungen bzw. Alleinstellungsmerkmale für Ar-
ten und Lebensraumtypen, die im Land Hessen 
vorkommen, deutlich. Von den meisten Arten lie-
gen gute Kenntnisse vor. Von schwer zu erfas-
senden Arten wie Haselmaus und die meisten 
Torfmoosarten ist der Kenntnisstand noch zu ge-
ring um eine Zustandsbewertung vorzunehmen. 
Weitere Aufsätze vertiefen die Bilanzen und 
Schutzmöglichkeiten an Beispielen von bestimm-
ten Arten wie Wildkatze, Fischotter, Wildbienen, 
Sumpfschildkröte, Fischotter, Turmfalke, Wan-
derfalke, Uhu und Kuckuck sowie Frauenschuh. 
Alle Beiträge und ein Tagungsbericht von der E-
vangelischen Akademie in Hofgeismar mit welt-
weit tätigen Institutionen zeigen die Notwendig-
keit der Neuorientierung im landwirtschaftlichen 
Bereich, in dem die Förderungsmöglichkeiten von 
Umweltmaßnahmen wesentlich verbessert werden 
müssen.  
 
Ausgewählte Bildungseinrichtungen stellen ihre 
Erfahrungen und neuen Ansätze über die Wahr-
nehmung der Natur vor. Sie können bei Kindern 
und Jugendlichen, aber auch bei allen Altersgrup-
pen und Bevölkerungsschichten Begeisterung und 
Handlungsbereitschaft auslösen. Neben dem Na-
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turparkzentrum Bergstraße in Südhessen werden 
in mehreren Aufsätzen neue Erfahrungen aus dem 
Nationalpark und Naturpark Kellerwald-Edersee 
mit mehreren Fortbildungseinrichtungen und sehr 
umfangreichen Veranstaltungsangeboten und 
neuen Einrichtungen eingebracht.  
 
Als neuer anerkannter „Nationaler Geopark“ wird 
„GrenzWelten“ zwischen Hochsauerland und 
Hessischer Senke vorgestellt. Er erstreckt sich 
über 2 Bundesländer und mehrere Kreisgebiete.  
Aus Südhessen wird das Naturschutzprojekt 
„Messeler Hügelland – Artenvielfalt vor unserer 
Haustür“ mit vielen Einrichtungen und Schutzge-
bieten von 10 Partnern mit den Maßnahmen und 
Aktionen in der Startphase beschrieben.  
 
In der Schriftenschau sind zahlreiche Veröffentli-
chungen mit unterschiedlicher Vertiefung für An-
fänger und Spezialisten im Natur- und Umwelt-
schutz vorgestellt. Darunter auch eine Veröffent-
lichung der NGNN über das Dörnberggebiet im 
Naturpark Habichtswald mit großflächigen 
Kalkmagerrasen, Extensiv genutztem Grünland 
mit unterschiedlichen Beweidungssystemen sowie 
Laubwäldern und Felsen.  
 
Für die Leserinnen und Leser der Schriftenreihen 
der NGNN sind im Vorstand und in der Redakti-
on Menschen tätig, die für mehrere Jahre die Ar-
beit mittragen. In der Mitgliederversammlung am 
19.10.2010 wurden für die Wahlperiode 2010-
2013 Lothar Nitsche und Prof. Dr. Ulrich Brauk-
mann als rechtliche Vertreter nach § 26 BGB ge-
wählt sowie weitere 11 Personen, die ihre Erfah-
rung aus Fachinstitutionen wie Behörden, aner-
kannten Naturschutzverbänden und Bildungsein-
richtungen einbringen. Die Redaktion wurde auf 
15 Personen erweitert, die viele Fachbereiche der 
Naturwissenschaften und des Naturschutzes ver-
treten und von Spezialisten und regionalen Fach-
leuten beraten werden. 
 
Die Planungen der NGNN sehen als Schwerpunk-
te für 2011 das 175-jährige Jubiläum des Vereins 
mit seinen Mitgliedern und Partnern und das 125-
jährige Jubiläums des Naturkundemuseums in 

Kassel mit einer gemeinsamen Festschrift und 
Veranstaltungen vor. Die Fortsetzung der Buchse-
rie über die Schutzgebiete wird im Jahrbuch Band 
13 in Karte und Text vorgestellt.  
 
Abonnenten des Jahrbuches Naturschutz in Hes-
sen und Mitglieder der NGNN können online auf 
alle Artikel des Jahrbuches und zukünftiger Jahr-
bücher zugreifen (PDF). Hierzu erhalten alle A-
bonnenten eine E-Mail mit Zugangsdaten für den 
Abonnentenbereich der Internetseite 
www.naturschutz-hessen.de. Diese setzen sich 
aus dem Namen des Abonnenten als Benutzerna-
me und seiner Kundennummer als Passwort zu-
sammen. Abonnenten und Mitglieder die bisher 
keine E-Mail Adresse angegeben haben, können 
diese beim cognitio Verlag melden und erhalten 
von dort ihre persönlichen Zugangsdaten.  
 
Die Arbeit der NGNN mit der Redaktion, dem 
Schriftentausch und der Archivierung erfolgt zur 
Zeit ausschließlich ehrenamtlich. Herausgabe der 
Schriften wäre ohne diese Leistungen nicht mög-
lich. Der Mitgliedsbeitrag bei der NGNN beträgt 
40 € im Jahr. Mitglieder erhalten das JNH kosten-
los.  
 
Das JNH 13 hat 120 S., Bezugspreise: 9,00 €, 
Abonnenten 8,00 € zuzüglich Versandkosten. 
ISBN 978-3-932583-36-0. Verlag, Vertrieb und 
Anzeigenverwaltung: cognitio Komunikation & 
Planung, Westendstraße 23, 34305 Niedenstein, 
Tel. 05624 925023, Fax. 05624 8170, Email: in-
fo@cognitio.de,  
 
Im Jahr 2010 ist die Schrift „Das Dörnberggebiet 
im Naturpark Habichtswald – Natur – Kultur – 
Erlebnis“, 96 S., Sieglinde und Lothar Nitsche 
mit 21 Mitarbeitern erschienen. Hrsg. NGNN mit 
Landkreis Kassel, Stadt Zierenberg, NABU-
Kreisverband Kassel Stadt und Land und Frem-
denverkehrsverein Zierenberg, 9,95 € zuzüglich 
Versandkosten. ISBN 978-3-932583-35-3, Bezug 
wie JNH beim cognitio Verlag und über Buch-
handel.  
 
Lothar Nitsche  
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Stickstoff - doch mehr Stoff für Überlegungen als es im ersten Moment scheint! 
 
Bei dem Thema Stickstoff im Zusammenhang mit 
der Zulässigkeit von Vorhaben schwirrt einem 
schnell der Kopf: Critical loads, Irrelevanz-
schwellen, Bagatellgrenzen sind nur einige 
Schlagwörter zu eine Thema, welches erst einmal 
„aufgesetzt“ wirkt. Die Auswirkungen von 
eutrophierenden Stickstoffverbindungen enthalten 
aber doch ernster zu nehmenderen „Sprengstoff“, 
als es auf den ersten Blick erscheint: 
 
Am 14.4 2010 hat das Bundesverwaltungsgericht 
in Leipzig sich mit der Frage befasst, wie viel 
Stickstoff für Lebensraumtypen innerhalb eines 
Natura 2000 Gebietes eine Bagatelle darstellen. 
Im Ergebnis bedeutet die Gerichtsentscheidung 
für „Insider“: < als 3 % ist ok (bei einer Hinter-
grundbelastung von mehr als dem doppelten des 
CL). Was bedeutet das? 
 
Die Gase Stickstoffmonoxid (NO) und Stickstoff-
dioxid (NO2) werden unter dem Begriff NOx 
(Stickoxide) zusammengefasst. Bei allen 
Verbrennungsvorgängen entstehen Stickoxide 
(NOx) als Verbindung zwischen dem Stickstoff 
der Luft und dem Sauerstoff, aber auch durch 
Oxidation von stickstoffhaltigen Verbindungen, 
die im Brennstoff enthalten sind. 1994 wurden in 
Deutschland über 2 Millionen Tonnen Stickoxide 

emittiert. Vor allem in Städten sind die Stick-
stoffemissionen auf menschliche Aktivitäten zu-
rückzuführen: Gebäudeheizung, Gewerbe, 
Industrie und Kraftfahrzeugverkehr, der zwischen 
55 und 60 Prozent der Emissionen ausmacht. 
Trotz Einführung des Katalysators sind in den 
Städten die NOx-Konzentrationen nur im gerin-
gen Maße zurückgegangen. Jahresmittelwerte in 
Städten betragen 20-90 µg/m3 und in ländlichen 
Gegenden 8 µg/m3  (siehe Homepage des Um-
weltbundesamtes, UBA 2010). Relevant sind 
Stickoxide bei der Beurteilung der Verträglichkeit 
von Vorhaben, da Stickstoff ein Pflanzennährstoff 
ist, der zur Eutrophierung von Ökosystemen bei-
tragen kann. 
 
Im Zusammenhang mit der Gefährdung von Öko-
systemen durch Luftschadstoffe fällt immer wie-
der der Begriff "Critical Loads"(CL). Es handelt 
sich dabei um Grenzwerte bzw. kritische Belas-
tungsgrenzen, bei deren Überschreitungen negati-
ve Veränderungen an verschiedenen Ökosyste-
men (Wälder, Heiden, Hochmoore) auftreten 
können. Eine Überschreitung der CL soll mög-
lichst vermieden werden, um einen dauerhaften 
Schutz der Ökosysteme zu gewährleisten. Nach 
einem empirischen Ansatz der sogenannten „Ber-
ner Liste“ beträgt z.B. der Critical Load für 
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eutrophierende Stickstoffeinträge bei Laubwald 
10 – 20 kg N /ha*a. Die Einheit für Stickstoff (N) 
wird für die Hintergrundbelastung bei Vegetati-
onstypen in kg Stickstoff (N) je Hektar (ha) und 
Jahr (a) angegeben kg N/ha*a. Als Beispiel: Die 
Stickstoffhintergrundbelastung für Laubwald z.B. 
nördlich von Frankfurt beträgt 33 kg N/ha*a, liegt 
also deutlich über dem CL der Berner Liste. Jeder 
kann auf der Homepage des Umweltbundesamtes 
den Hintergrundbelastungswert für Stickstoff in 
seinem Umfeld abfragen: 
http://gis.uba.de/website/depo_gk3/index1.htm. 
 
Bei der Gerichtsverhandlung in Leipzig im April 
diesen Jahres wurden die Auswirkungen durch 
die zukünftig entstehende Verkehrsbelastung im 
Rahmen eines Planfeststellungsverfahrens für den 
Bau eines Abschnittes der Autobahn A 44 bei 
Kassel kritisch betrachtet, da im Umfeld der Au-
tobahn Natura 2000 Gebiete mit Lebensraumty-
pen liegen, die durch eine Stickstoffbelastung 
durch den Autobahnverkehr verstärkt beeinträch-
tigt werden könnten. Im in Leipzig verhandelten 
Fall liegt die vorhandene Stickstoffhintergrundbe-
lastung z.B. von Hainsimsenbuchenwald (LRT 
9110) bei mehr als ca. 40 kg N/ha*a. Die Spanne 
des CL der Berner Liste liegt bei 10 – 15 kg 
N/ha*a. Die Richter haben beim Urteil nun fol-
gende Entscheidungen getroffen: 
 
1. Bei der Überpüfung der Erheblichkeit von 
NOx-Einträgen dürfen empirischen Critical-
Loads der Berner Liste herangezogen werden 
(Randnummer Rn 87). 
2. Der CL-Wert ist die Grenze für die Gesamtbe-
lastung, nicht für die Zusatzbelastung (Rn 88). 
3. Die Irrelevanzschwelle von 10 % des CL-
Wertes, wie ihn die „Vollzugshilfe“ aus Branden-
burg vorschlägt, ist unzulässig (Rn 91). 
4. Jede Überschreitung des CL-Wertes ist erheb-
lich, das BVerwG erkennt jedoch eine Irrelevanz-
schwelle von 3% des CL-Wertes als unerheblich 
an, mit der Einschränkung: „Jedenfalls dann, 
wenn schon die Vorbelastung den CL-Wert um 
mehr als das doppelte übersteigt“(Rn 93). 
 
Rechnerisch bedeutet dies: Wenn konservativ der 
niedrigere CL-Wert von 10 kg N/ha*a der Berner 
Liste für den Hainsimsenbuchenwald angenom-
men wird, entsprechen 3 % davon einem Irrele-

vanzwert von 0,3 kg N /ha*a. Da in dem verhan-
delten Fall die Belastungswerte die 3 % Irrele-
vanzschwelle nicht überschritten wurden (Ge-
samtbelastung aus Vorbelastung und Zusatzbelas-
tung betrug 40,3 kg N/ha*a), war mit der oben 
dargelegten Entscheidung des Gerichts auch keine 
erhebliche Beeinträchtigung der Lebensraumty-
pen zu konstatieren.  
 
Die „Berner Liste“ stellt einen sehr groben Rah-
men dar: Zum einen da der gesamteuropäischen 
Landschaftsraum betrachtet wird, aber auch weil 
die Spanne der CL von 10- 15 kg N/ha*a eine 
große Spanne darstellt. Es gibt verschiedene Ü-
berlegungen auf Lebensraumtyp und Standort be-
zogen exaktere CL zu ermitteln. Eine bisher an-
gewendete Möglichkeit ist eine differenzierte Me-
thode nach Bobbink et al in der versucht wird, die 
Spanne zwischen 10 – 15 kg auf einen konkrete-
ren Wert festzulegen. Dann beträgt ein CL für ei-
nen Hainsimsenbuchenwald z.B. 12 kg N/ha*a, 
da in Abhängigkeit von abiotischen Faktoren eine 
exaktere Einstufung vorgenommen wird. Aktuelle 
Forschungsvorhaben befassen sich mit der Ermitt-
lung der sogenannten dynamischen CL: Bezogen 
auf einzelne Standorte werden hierbei in Abhän-
gigkeit der Lebensraumtypen, zur Zusammenset-
zung der tatsächlich vorkommenden Pflanzenge-
sellschaft, sowie in Verbindung mit den Erkennt-
nissen aus der Untersuchung gezielt genommener 
Bodenproben der dynamische CL für den spezifi-
schen Standort ermittelt. Möglich ist auch eine 
Ermittlung der Depositionsentwicklung. Grundla-
ge hierfür stellt das BERN-Modell dar. Mehr In-
formationen hierzu gibt das auf der Homepage 
des UBA veröffentlichte F+E-Vorhaben zur 
„Modellierung und Kartierung räumlich differen-
zierter Wirkungen von Stickstoffeinträgen in Ö-
kosysteme im Rahmen der UNECE-
Luftreinhaltekonvention“ (FKZ 205 85 239) 
www.umweltdaten.de/publikationen/fpdf-l/ 
3909.pdf. 

Tendenziell sinken die Hintergrundbelastungs-
werte durch die großräumig wirkenden Maßnah-
men zur Verringerung des Schadstoffausstoßes. 
Dies geschieht aber langsam und daher ist die 
durch Infrastrukturprojekte verursachte Zusatzbe-
lastung z.B. bei der Erstellung von FFH-
Verträglichkeitsprüfungen zu berücksichtigen. 
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Wie vorzugehen ist, wenn die Irrelevanzschwelle 
von 3 % überschritten wird, werden Ergebnisse 
von Forschungsprojekten, die Weiterentwicklung 
von Konventionen und weitere Gerichtsverhand-
lungen zeigen. 

Weiterführende Literatur: 
 

„Eutrophierende Stickstoffeinträge als aktuelles 
Problem der FFH-Verträglichkeitsprüfung“ Balla, 
Müller-Pfannenstiel, Lüttmann, Uhl, in Natur und 
Recht (2010) 32:616-625, Homepage des Um-
weltbundesamtes 
 
Anke Bosch 
 

 
 
 

 Deutschland-Infos aus: DNR –Rundbrief 11+12-10 
 
Deutscher Naturschutztag 2010  
 
Naturschützer wollen Regeln für Moore, Meere und Märkte  
 
„Dringenden Handlungsbedarf in fünf Bereichen“ 
haben Naturschutzfachleute der Politik attestiert. 
Mit einem Forderungskatalog endete Anfang Ok-
tober der 30. Deutschen Naturschutztag (DNT) in 
Stralsund. Die rund 600 TeilnehmerInnen der alle 
zwei Jahre stattfindenden Fachtagung forderten 
unter anderem besseren Schutz für Flussland-
schaften und Moore sowie für Meere und Küsten. 
Auch in den Bereichen Erweiterung ökologischer 
Netzwerke, Förderung nachhaltiger Landnutzung 
sowie ökonomische Leistungen der Natur müsse 
schnell gehandelt werden. So müssten beispiels-
weise Moorschutzprogramme etabliert, der Raub-
bau in den Meeren gestoppt und natürliche Le-
bensräume in einer „europäischen grünen Infra-
struktur“ besser vernetzt werden. In Deutschland 
müssten hierfür zehn Prozent der Landfläche in 
einem länderübergreifenden Biotopverbundsys-
tem gesichert werden.  
Der DNT-Katalog enthält außerdem die Forde-
rung nach einer ökologischen Neuausrichtung der 

Gemeinsamen EU-Agrarpolitik ab 2014 sowie 
nach einer zügigen Umsetzung der Nationalen 
Strategie zur biologischen Vielfalt, wonach fünf 
Prozent der Wälder einer natürlichen Waldent-
wicklung zu überlassen sind. Der Wertvon Öko-
systemleistungen und der biologischen Vielfalt 
müsse außerdem stärker als bisher erfasst werden. 
Dies gelte insbesondere für die Berücksichtigung 
in den gesamtwirtschaftlichen Bilanzierungen. 
Der Erhalt und der pflegliche Umgang mit Natur 
müsse zudem durch ökonomische Anreize hono-
riert werden.  
 
 
www.deutscher-naturschutztag.de  
Deutscher Naturschutzring (DNR),  
Helga Inden-Heinrich, Bonn,  
Tel. +49 (0)228 / 359005, 
e-mail: helga.inden-heinrich@dnr.de, 
www.dnr.de 
 

 
 
Nationalparke - für bundesweites Programm  
 
Der Deutsche Naturschutzring (DNR) hat im Sep-
tember von den Ministerpräsidenten der Bundes-
länder mehr Engagement für Nationalparke ge-
fordert. Derzeit gibt es in Deutschland 14 Natio-
nalparke mit einer Landfläche von insgesamt rund 
960.000 Hektar. Das entspricht gut einem halben 
Prozent des Bundesgebietes. Nach Auffassung 
des DNR sollten es bundesweit 20 Nationalparke 

mit etwa zwei Prozent der Landfläche werden. 
DNR-Generalsekretär Helmut Röscheisen sieht 
einen Bedarf an neuen Nationalparken vor allem 
für die Buchen- und Mischwälder im fränkischen 
Steigerwald, im Pfälzerwald sowie im Nord-
schwarzwald. Als wertvolle und für die Unter-
schutzstellung im Nationalpark geeignete Moor-
landschaften kommen für die im DNR vertretenen 
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Umweltverbände die Lieberoser Heide in Bran-
denburg und als Fließgewässer und Auen das 
Peenetal in Vorpommern infrage. Notwendig sei 
dafür ein neues, zwischen Bund und Ländern ab-
gestimmtes Nationalparkprogramm, sagte Rösch-
eisen. Das komme auch den jährlich rund 50 Mil-
lionen BesucherInnen der Nationalparkregionen 

zugute. Laut einer Studie des Bundesamtes für 
Naturschutz schaffe dieser Bersucherstrom über 
69.000 Arbeitsplätze.  
 
DNR, Generalsekretär Dr. Helmut Röscheisen,  
Bonn, Tel. +49 (0)228 / 359005, www.dnr.de 

 
Natur des Jahres 2011 -Gartenrotschwanz und Äsche  
 

Auch für 2011 werden wieder Tiere, Pflanzen und 
Landschaften, die gefährdet sind oder deren be-
sondere Eigenschaften in Vergessenheit geraten, 
zu Naturelementen des Jahres gewählt.  
So war das Wissen über die Heilwirkung der Els-
beere bei Ruhr und Magen-Darm-Krankheiten 
verschwunden, bis die Dr.-Silvius-Wodarz-
Stiftung sie zum Baum des Jahres 2011 kürte.  
Mit der Wahl der Moorlilie zur Blume des Jahres 
will die Loki-Schmidt-Stiftung nicht nur auf die 
selten gewordene Pflanze aufmerksam machen, 
sondern auch auf ihren bedrohten Lebensraum, 
das Moor. Der Gartenrotschwanz wurde vom 

NABU zum Vogel des Jahres 2011 gekürt, da er 
entgegen seinem Namen in vielen Gärten 
Deutschlands kaum noch anzutreffen ist.  
Des Weiteren wurden die Große Kerbameise als 
Insekt des Jahres, der Rote Gitterling als Pilz des 
Jahres, die Äsche als Fisch des Jahres und das 
Große Mausohr als Höhlentier des Jahres 2011 
gewählt. Landschaft des Jahres 2010 und 2011 ist 
der Slowakische Karst, Flusslandschaft ist die 
Emscher.  
 
www.nabu.de/naturdesjahres 
 

 
 

 EU-Infos aus: DNR-Rundbrief 11+12-10 
 
NATURSCHUTZ & BIODIVERSITÄT - EU-BIODIVERSITÄTSPOLI TIK  
 
Parlament will Artensterben bis spätestens 2020 stoppen  
 

Das EU-Parlament hat im September eine Resolu-
tion zum Biodiversitätsschutz verabschiedet. Bis 
2020 soll der Verlust der Biodiversität aufgehal-
ten und wo das möglich ist, wiederhergestellt 
werden. Damit bestätigten die Abgeordneten eine 
Entscheidung des Europäischen Rates vom Früh-
jahr. Die Resolution ist rechtlich nicht bindend. 
Sie wurde aber als positives Signal im Vorfeld 
der UN-Konferenz zu biologischer Vielfalt ge-
wertet, die im Oktober im japanischen Nagoya 
stattfand (Abschluss nach Redaktionsschluss). 
Die ParlamentarierInnen forderten, Biodiversi-
tätsschutz in allen EU-Politikbereichen zu integ-
rieren.  
Auch in den Politikbereichen Land und Forstwirt-
schaft, Fischerei, Regional- und Kohäsionspolitik 

sowie Forschung und Entwicklung müsse die Er-
haltung der Biodiversität beachtet werden. Nach 
Schätzungen verschiedener Studien könnten die 
durch Biodiversitätsverlust verursachten Kosten, 
die zurzeit bei etwa 50 Milliarden Euro pro Jahr 
liegen, bis 2050 etwa um den Faktor 280 anstei-
gen. Das entspräche rund sieben Prozent des 
Bruttoinlandprodukts.  
Die EU soll nach dem Willen des Parlaments in-
ternational dafür kämpfen, den Biodiversitätsver-
lust aufzuhalten und die Millenniumsentwick-
lungsziele bis 2015 durchzusetzen. Dafür müssten 
die Regierungen das nötige Geld bereitstellen.  
www.kurzlink.de/ep-resolution-biodiv 
 

Die guten Seiten der Zukunft  
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Biodiversity 2010 (SEBI 2010), das Indikatoren 
entwickeln soll, um den Fortschritt beim Errei-
chen des EU-Biodiversitätsziels zu messen. Der 
EEA-Bericht bewertet den Zustand der Biodiver-
sität in Europa und gibt Empfehlungen für eine 
effektivere Politik. Dabei machen die Autoren 
deutlich, dass die EU nicht nur das 2010-
Biodiversitätsziel, sondern auch alle folgenden 
Ziele verpassen wird, wenn das Umweltmanage-
ment nicht von Grund auf geändert wird.  
 

Bereits im September hatte die belgische EU-
Ratspräsidentschaft in Gent eine Konferenz zu 
Biodiversität nach 2010 veranstaltet. Das Ab-
schlussdokument, die „Botschaft aus Gent“, zeigt 
in sechs Punkten, welche Schritte zum Erhalt der 
Artenvielfalt unternommen werden müssen.  
 
EEA-Bericht: www.kurzlink.de/biodiv-in-europe  
Konferenz: www.kurzlink.de/biodiv-post2010  
 

EU-Biodiversitätspolitik II - 2010, 2020, passe?  
 
Die Europäische Umweltagentur (EEA) hat im 
Oktober einen Bericht zur Artenvielfalt in der EU 
veröffentlicht. Grundlage ist das Projekt Stream-
lining European Biodiversity 2010 (SEBI 2010), 
das Indikatoren entwickeln soll, um den Fort-
schritt beim Erreichen des EU-Biodiversitätsziels 
zu messen. Der EEA-Bericht bewertet den Zu-
stand der Biodiversität in Europa und gibt Emp-
fehlungen für eine effektivere Politik. Dabei ma-
chen die Autoren deutlich, dass die EU nicht nur 
das 2010-Biodiversitätsziel, sondern auch alle 
folgenden Ziele verpassen wird, wenn das Um-

weltmanagement nicht von Grund auf geändert 
wird. Bereits im September hatte die belgische 
EU-Ratspräsidentschaft in Gent eine Konferenz 
zu Biodiversität nach 2010 veranstaltet. Das Ab-
schlussdokument, die „Botschaft aus Gent“, zeigt 
in sechs Punkten, welche Schritte zum Erhalt der 
Artenvielfalt unternommen werden müssen. 
 
EEA-Bericht: www.kurzlink.de/biodiv-in-europe  
Konferenz: www.kurzlink.de/biodiv-post2010 
 

 
Biodiversitätsprogramme - Weltweiter Überblick  
 
Die gemeinnützige US-Agentur Ecosystem Mar-
ketplace hat einen globalenÜberblick über die 
Entwicklung von Biodiversitätsausgleichs- und 
Kompensationsprogrammen veröffentlicht. Ge-
gliedert nach Kontinenten, schlüsselt der Bericht 
auf, wie viele Programme es in den unterschiedli-
chen Regionen gibt, wie viel Fläche geschützt ist, 

und wie viel Geld für Biodiversitätsprogramme 
zur Verfügung steht. Der Bericht analysiert die 
Charakteristika der verschiedenen Programme.  
 
Bericht „state of biodiversity markets“:  
www.forest-trends.org/documents/files/doc_2411 
 

 
Industrieemissionen - Neue EU-Regeln gegen Umweltverschmutzung  
 
Der EU-Ministerrat hat Anfang November die 
neue Industrieemissionenrichtlinie formal verab-
schiedet. Damit endete ein monatelanges Revisi-
onsverfahren, bei dem sieben Richtlinien über in-
dustrielle Umweltverschmutzung kombiniert 
wurden (umwelt aktuell 06.2010, S. 10–11; 
08/09.2010, S. 10). Die neue Richtlinie fasst die 
alte IPPC-Richtlinie über integrierte Vermeidung 
und Verminderung der Umweltverschmutzung 
und sechs weitere Richtlinien über Emissionen 
zusammen. Zukünftig soll sich die Genehmigung 

von Neuanlagen an der besten verfügbaren Tech-
nik orientieren, sofern das technisch und wirt-
schaftlich leistbar ist. Die Richtlinie legt außer-
dem Grenzwerte für Schwefeldioxid, Stickoxide, 
Feinstaub und flüchtige organische Verbindungen 
fest. Bis 2013 müssen die Mitgliedstaaten „natio-
nale Übergangspläne“ an die EUKommission 
melden. Umweltverbände sind von dem Ergebnis 
enttäuscht, denn die Industrie und einige Mit-
gliedstaaten, die aus wirtschaftlichen Gründen an 
veralteten Kraftwerksparks festhalten wollen, 
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setzten sich letztlich durch. Die Verbände wollen 
nun auf eine korrekte Umsetzung der neuen 
Richtlinie achten. So müssten die Orientierung an 
der besten verfügbaren Technik eingefordert und 
die Grenzwerte nach wissenschaftlichen Erkennt-
nissen zum Umwelt- und Gesundheitsschutz an-
geglichen werden. Die EU-Kommission hatte 
festgestellt, dass die meisten Mitgliedstaaten noch 
nicht einmal die IPPC-Richtlinie richtig umset-
zen.  

Nach dem für Dezember oder Januar erwarteten 
Inkrafttreten haben die Mitgliedstaaten zwei Jahre 
Zeit, die EU-Richtlinie in nationales Recht zu ü-
bertragen.  
 
www.eu-koordination.de (eU-news 10.11.2010)  
studie: www.kurzlink.de/ippc-bericht2010.pdf 
 

 
 
Grundwasserschutz - EU-Richtlinie nur eins zu eins umgesetzt  
 
Die Bundesregierung und der Bundesrat haben 
Ende September die Grundwasserverordnung no-
velliert. Die Novellierung war aufgrund der EU-
Grundwasserrichtlinie notwendig geworden und 
ist Mitte November in Kraft getreten.  
Die EU-Richtlinie verpflichtet die Mitgliedstaa-
ten, Grenzwerte für die 48 häufigsten Stoffe, die 
im Grundwasser auftreten, zu setzen. Sie ermäch-
tigt und ermutigt die Mitgliedstaaten darüber hin-
aus, zusätzliche Substanzen zu regulieren und hö-
here Standards zu setzen.  
Während die Bundesregierung ursprünglich einen 
Vorschlag eingebracht hatte, der über die Anfor-
derungen der  
EU-Richtlinie hinausging, verhinderte der Bun-
desrat dies mit Änderungsanträgen. Argument 
war dabei stets, man müsse die Anforderungen 
aus Brüssel nur eins zu eins umsetzen.  

Das Pestizid-Aktions-Netzwerk (PAN) bemängel-
te, dass wichtige Vorsorgemaßnahmen in der No-
velle fehlten. Außerdem kritisierte die Organisa-
tion, dass die beschlossenen Grenzwerte für Pes-
tizide und Biozide wegen fehlender bundesweit 
gültigen Standards zu ihrer Dokumentation nicht 
wirksam seien. Das Netzwerk hält die Umsetzung 
der EU-Richtlinie daher für unzureichend.  
 
Grundwasserverordnung: www.bgbl.de  
(bürgerzugang – nr. 56 vom 15.11.2010)  
EU: www.ec.europa.eu/environment/water  
PAN Germany, Christian sShweer, Hamburg,  
Tel. +49 (0)40 49 / 399191024,  
www.pan-germany.org 
 

 
 
Klimaschutz und Naturschutz  
 
Die EU-Kommission hat Ende Oktober Leitlinien 
veröffentlicht, wie der Ausbau der Windenergie 
und der Schutz der Biodiversität miteinander ver-
einbar gemacht werden können. „Obgleich Wind-
energie für Flora und Fauna im Allgemeinen kei-
ne Bedrohung darstellt, können fehlerhaft konzi-
pierte Windparks oder solche mit schlecht ge-
wähltem Standort nachteilige Auswirkungen auf 
empfindliche Arten und Lebensräume haben“, 
schrieb die Kommission anlässlich der Veröffent-
lichung der Leitlinien. Weil der Windenergie bei 

der Verwirklichung des EU-Ziels, bis 2020 einen 
Anteil der erneuerbaren Energien von 20 Prozent 
am Gesamtenergieverbrauch Europas zu errei-
chen, eine wichtige Rolle zukomme, sei ihr sen-
sibler Einsatz in Natura-2000-Gebieten nicht 
grundsätzlich ausgeschlossen. Solche Projekte 
müssten jedoch im Einzelfall bewertet werden.  
 
Leitlinien der EU-Kommission (PDf, 4 mb):  
www.kurzlink.de/natura2000-windfarms  
Empfehlungen des DNR: www.windkraft.dnr.de 
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Agrarbeihilfe - EU-Gericht bremst Transparenz  
 
Empfänger von EU-Agrarbeihilfen dürfen vorerst 
nicht mehr öffentlich genannt werden. Das ent-
schied der Europäische Gerichtshof im November 
in Luxemburg. Die Richter erklärten die entspre-
chende EU-Verordnung für ungültig, weil ihrer 
Auffassung nach mehr Daten als notwendig ver-
öffentlicht und damit der Datenschutz verletzt 
wurden. Die Auflistung der Empfängernamen und 
der genauen Beiträge sei unverhältnismäßig.  
Bundeslandwirtschaftsministerin Ilse Aigner 
(CSU) ließ daraufhin die Informationen über Zah-
lungen an deutsche Bauern im Internet sperren. 
Bis zu einer EU-weiten Neuregelung bleibt die 
Veröffentlichung von Bund und Ländern vorü-
bergehend gestoppt. Die Offenlegung der Sub-
ventionen war stets umstritten. Deutschland hatte 
die Daten im Jahr 2009 wegen rechtlicher Beden-
ken erst verspätet publik gemacht. Zwei Landwir-
te aus Hessen hatten dagegen geklagt.  

Während die Bundesregierung den Gerichtsent-
scheid lobte, forderten die Grünen im Bundestag 
die Europäische Kommission auf, zu prüfen, wie 
der persönliche Datenschutz gewährleistet werden 
könne. Der Europaabgeordnete der Grünen Mar-
tin Häusling betonte das Recht der Bürger, aber 
auch der mittelständischen Betriebe, zu wissen, 
wer aus dem Agrartopf das meiste Geld kassiert.  
Die EU-Kommission will nun prüfen, wie eine 
neue Verordnung aussehen könnte. Ein Sprecher 
betonte, man bleibe der Transparenz verpflichtet 
und wolle deutlich machen, was mit dem Geld der 
Steuerzahler passiere.  
 
Urteil: www.kurzlink.de/eugh-agrarbeihilfen  
martin häusling mdeP, brüssel, Tel. +32 (0)2 /  
284-5820, fax -9820, e-mail: martin.haeusling@ 
europarl.europa.eu, www.martin-haeusling.de 
 

 
Wirbeltiere - Vom Aussterben bedroht  
 
Einer aktuellen Veröffentlichung der Weltnatur-
schutzunion IUCN zufolge ist jede fünfte Wirbel-
tierart weltweit bedroht. Die Studie wertet fünf 
Untersuchungen zur Entwicklung der Biodiversi-
tät der Erde aus und beschreibt die Ursachen. 
Durchschnittlich geraten laut der Studie 50 Wir-

beltiere jährlich in Gefahr auszusterben. Ohne 
Naturschutz läge der Verlust der Arten noch um 
20 Prozent höher. 
 
www.iucnredlist.org  
Rechtsprechung  

 
EU-Gericht stärkt Naturschutz  
 
Der Gerichtshof der Europäischen Union hat im 
Oktober zwei Urteile gefällt, die den Naturschutz 
in der Europäischen Rechtsprechung stärken. In 
der Rechtssache C-61/09 stellten die Richter fest, 
dass sich eine landwirtschaftliche Nutzung von 
Flächen mit Maßnahmen des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege nicht widersprechen. Hin-
tergrund des Falls war die Frage einer Schäferin 
vor dem Landesgericht Rheinland-Pfalz, ob von 
Schäfern nachhaltig bewirtschaftete Naturschutz-
flächen auch über die erste Säule der EU-
Agrarpolitik gefördert werden können. Dies be-
jahte der Gerichtshof. Seinem Urteil zufolge sind 
auch Flächen, die überwiegend Ziele der Land-

schaftspflege und des Naturschutzes verfolgen, 
für landwirtschaftliche Subventionen zugelassen.  
Das Urteil in der Rechtssache C-535/07 betrifft 
eine Vertragsverletzungsklagegegen Österreich. 
Die Europäische Kommission hatte festgestellt, 
dass einige Vogelschutzgebiete in Österreich nur 
unzureichend rechtlich geschützt worden waren. 
Der Gerichtshof stellte nun bei bestimmten 
Schutzgebieten Verstöße Österreichs gegen Vor-
schriften der Vogelschutzrichtlinie und der Habi-
tatrichtlinie fest.  
 
www.kurzlink.de/rechtssache-C-61/09  
www.kurzlink.de/rechtssache-C-535/07 
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Thomas Zebunke  
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61169 Friedberg 
Fon (p) 0 60 31 / 16 63 96  
(mobil) 0170 / 5 62 78 32 
 
 
eMail thomas.zebunke@gmx.eu 

Johannes Chr. Kress�
D0	%%-	��		�E�
Hagenstraße 18 
60314 Frankfurt/Main 
Fon (p) 0 69 / 70 39 59� 
 (d) 0 69 / 95 29 64-17 
Fax (d) 0 69 / 95 29 40-85  
 
eMail kress@pgnu.de 

   

Monika Kustusch  
D0'��6�	&#	�&
E�
Weißdornweg 29 
60433 Frankfurt/Main 
Fon (p) 0 69 / 54 92 65 
 (d) 0 69 / 54 08 35 
Fax (d) 0 69 / 95 45 43 99 
 
eMail  monika.kustusch 
              @t-online.de  

Anke Bosch 
D0'��&��;��	�&
E 
Georgenstrasse 39 
64297 Darmstadt 
Fon (p) 0 61 51 / 3 97 27 61  
          (d) 0 611 / 366 33 23 
 
 
eMail     ankebosch.gala 
               @t-online.de 

Elke Grimm 
 
Willy-Brandt-Str.38 
64572 Büttelborn 
Fon (p) 0 61 52 / 54 9 68 
 (d) 0 61 52 / 989-460 
Fax (d) 0 61 52 / 989-556 
 
eMail    elke-grimm@t-online.de 

   

Rolf Hussing 
 
Hauptstr. 10 
56357 Lollschied 
Fon (p) 0 67 72 / 27 81 
 (d) 0 611 / 31 30 82 
Fax (p) 0 67 72 / 9 47 86 
 
eMail  rh-nc@arcor.de 

Stefan Kappes  
 
Am Bruchrain 11 
61276 Weilrod 3 
Fon (p) 0 60 83 / 7 53 
 (d) 0 69 / 37 56 19 60 
Fax (p) 0 60 83 / 91 04 57 
 
eMail s.kappes@goette-  
             landschaftsarchitekten.de  

Magnus Rabbe  
 
Johannesgraben 3 
56355 Nastätten 
Fon (p) 0 67 72 / 34 98 
 (d) 0 611 / 31 37 33 
 
 
eMail rabbe.weber.nastaetten 
            @t-online.de 

   

Dietrich Vahle 
 
Geröder Weg 22 
34130 Kassel 
Fon (p) 05 61 / 6 86 64 
 (d) 05 61 / 106-45 10 
Fax (d) 05 61 / 106-16 91 
 
eMail dietrich.vahle@arcor.de 

HVNL-Geschäftsstelle  
 
Weissdornweg 29 
60 433 Frankfurt / Main 
 

Fon 0 69 / 95 45 43 98 
Fax 0 69 / 95 45 43 99 
 
email  info@hvnl.de 

 

Vereins-/Spendenkonto 
 

Hessische Vereinigung für Na-
turschutz und Landschaftspfle-
ge e.V. (HVNL) 
 

Nassauische Sparkasse 
Wiesbaden 
BLZ 510 500 15 
Kto-Nr. 100096153 

 
Mit freundlicher Unterstützung von: 
 

            


